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Mit Anmerkung von Robert Wallner
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Liebe Leserinnen und Leser!
Diese Ausgabe der Sozialen Sicherheit erscheint zum

klang" wiederum mit einer Reihe von Kurzberichten über lnitiativen
des Hauptverbandes bzw. solchen, an denen dessen Mitarbeiter
und Mitarbeiterinnen mitgestaltend teilgenommen haben.

lm Oktober präsentierten die Vorsitzende des Hauptverbandes,
Mag. Ulrike Rabmer-Koller, und der Präsident des Gemeindebun-
des, Helmut Mödlhammer, eine Umfrage zur Gesundheitsversor-
gung in den Gemeinden, wobei aufgrund von Veränderungen in der

Altersstruktur künftiger Hausärzte Ergänzungen zu Einzelpraxen im
Sinne von Primärversorgungseinheiten auch
angesprochen wurden.
Kurzberichte über die Gesundheitsförde-
rung in berufsbildenden Schulen, über so-
genannte behandlungsintensive Populatio-
nen, die europäische Public-Health-Konfe-
renz sowie die 10. Sozialstaatsenquete im

Hauptverband ergänzen den aktuellen Be-
richtsteil.
Univ.-Ass. Dr. Birgit Schrattbauer (Univ. Salz-

burg) setzt sich in ihrem Fachbeitrag mit der Sachleistungsversor-
gung sowohl in der gesetzlichen Krankenversicherung als auch.mit

den d urch d ie CT-/M RT-Vertragsam bulatorien gerne an gebotenen

privaien Leistungen auseinander. ln ihrem Beitrag werden die Gren-

zen der Zulässigkeit einer solchen Verlagerung von Sachleistungen
hin zu einer privaten Leistungserbringung ausgelotet. Dabei wird

nicht nur das Sachleistungssystem der Krankenversicherung erläu-

tert, sondern auch der Meinungsstand in Lehre und Rechtspre-
chung skizziert.
Als Ergebnis ihrer Ausführungen kann man festhalten, dass das

Sachleistungsprinzip des ASVG nicht durch aktives Anbieten der
Erbringung von geschuldeten Leistungen gegen Privatzahlung un-

terlaufen werden darf. Und beim Problem der Vergabe von Termi-

nen wird seitens der Autorin eine Aufnahme ausdrÜcklicher Rege-

lungen in den Gesamtvertrag angeregt.

Abschließend wird noch ein Bericht über eine Enquete geboten, die

anlässlich des fünfjährigen Bestehens der fit2work-Beratung in

Wien veranstaltet wurde.
Die Redaktion der Zeitschrift ,,Soziale Sicherheit" ermöglicht wie im

Vorjahr ein sehr vergünstigtes Jahres- oder Geschenkabonnement
als besondere Weihnachtsaktion (siehe Heftende) und wünscht al-

len Leserinnen und Lesern ein frohes, besinnliches und erholsames

Weihnachtsfest sowie für das neue Jahr 20'1 7 vor allem Gesundheit,

viel Glück und Erfolg.

Dr. Wilhelm Donner
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Verfahren des
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rolzoog, S.335 ff.

und SozSich

zf zorc, S.64 ff.

Schwerbehinderung i\r\i':

Sozialgerichte müssen im einstweiligen Rechtsschutz sorgfältig und umfassend prüfen, ob
die Voraussetzungen für die Sicherung der wirtschaftlichen Existenz der Betroffenen gege-
ben sind, Diesen Grundsatz erstrecl<t das Bundesverfassungsgericht auch auf das persönli-
che Budget für Leistungen zur Teilhabe.
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I lmpressum

Darlegung einer Notlage
Solche existenziellen Folgen sollen nach

Auffassung der Verfassungsrichter durch

Entscheidungen der Sozialgerichte im Ver-

fahren des einstweiligen Rechtsschutzes

gerade vermieden werden. Deshatb dürfen

diese Gerichte gerade die Anforderungen

an die Darlegung der Notlage bzw. an der

Eitbedürftigl<eit einer gerichtlichen Hilfe

nicht überspannen und nicht pauschal aus

dem Umstand, dass ein Betroffenen bisher

zurechtgel<ommen ist, schließen, dass das

auch noch bis zum Abschluss des Haupt-

sachverfahrens gesichert ist.
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Hitfe im Arbeitgebermode[[
Der infolge einer frühkindlichen Hirnschä-

digung schwerbehinderte Beschwerdefüh-
rer erhält seit Jahren Unterstützungsleis-
tungen vom Sozialhilfeträger, zuletzt in

Form eines persönlichen Budgets gem. g r7
Abs. z Neuntes Buch Soziatgesetzbuch
(SGB lX). Damit l<onnte der Beschwerde-

führer in seiner eigenen Wohnung {eben

und die erforderlichen Hi{feleistungen
durch den Einsatz setbst ausgesuchter
Hilfsl<räfte im so genannten Arbeitgeber-
modell sicherstetten. Die Höhe des persön-

lichen Budgets ist Gegenstand gerichtli.
cher Auseinandersetzungen, nachdem der
Beschwerdefühter 2or5 eine deutliche Er-

höhung dieses Budgets begehrt hatte. Das

Soziatgericht (5G) Kobtenz hatte ihm eine
entsprechende Erhöhung im Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes für den Zeit-
raum bis Ende.luti zor5 zugesprochen,
danach hatte der Träger wieder nur den
niedrigeren, von ihm als ausreichend ange-
sehenen Betrag gezahlt,

Höheres Budget verweigert
Erst im April zo16 machte der Beschwerde-
führer die Höhe des Budgets erneut zum
Gegenstand eines Verfahrens nach S B6b
Sozialgerichtsgesetz (SGG), hatte dieses

Mat jedoch weder vor dem SG noch vor
dem Landessozialgericht (LSG) Erfotg. Bei-

de Gerichte haben aus dem Umstand, dass

der Beschwerdeführer zwischen August
zor5 und Mà'rz2ot6 offenbar mit dem aus-
gezahlten Betrag ausgel<ommen sei, ge-

schlossen, dass f edenfalls l<ein Anord-
nungsgrund (Eitbedürftigkeit) vorliege;
das LSG führte ergänzend aus, die Anga-

ben des Beschwerdeführers zu seinem
Bedarf seien so vage, dass nicht erl<ennbar

sei, warum eine Verdopptung des Budgets
im Vergleich mit dem )ahr zor5 erforderlich
sei.

Gerichte müssen gründlich prûfen

Dem hat das Bundesverfassungsgericht
(BVerfG) widersprochen und die Verfas-

sungsbeschwerde für >offensichttich be-
gründet< gehalten, Es hat den Richtern am

LSG vor altem vorgehalten, den Dartegun-
gen des Beschwerdeftihrers zur vollständi-
gen Ausschöpfung seiner finanzietlen Mit-
tel nicht ansatzweise nachgegangen zu

sein. Der Beschwerdeführer ist durch die
im Einverständnis mit dem Sozialhilfe-
träger getroffene Entscheidung für das

Arbeitgebermodett zwingend darauf ange-
wiesen, Monat für Monat die Mittel zu

erhalten, die er benötigt, um seine Ver-

pflichtungen als Arbeitgeber zu erfülten.
Wenn er l<eine eigenen MitteI mehr hat und

auch l<urzfristig keinen l(redit bekommt,
besteht schon nach l<urzer Zeit die Gefahr,

dass die Hitfskräfte ihre Arbeit einstelten,
weit ihre Gehälter nicht gezahlt wurden.
Das wiederum kann zur Fotge haben, dass
der Betroffene nicht mehr in seiner Woh-
nung leben l<ann, obwohI noch gar nicht
abschließend gektärt ist, ob ihm die benö-
tigten (höheren) Beträge tatsächlich zu-
stehen.
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Titelthema

Selbst-
verwaltung

Widerspruchsausschüsse:
Große Umfrage zu Recht und Praxis

lru nnlr

Wer mit einer Entscheidung

der Sozialversicherung

nicht einverstanden ist,

kann dagegen Widerspruch

einlegen. Bei der gesetzlichen

Renten-, Kranken-, Pflege- und

Unfallversicherung werden

iedes.lahr [jber Soo.ooo Wi-

dersprüche ertedigt. Letztlich

entscheiden darüber Wider-

spruchsausschüsse - Setbst-

verwaltungsinstitutionen mit

Vertreterinnen und Vertretern

der Versicherten und Arbeit-

geber. Wer macht da mit? Wie

arbeiten die Ausschüsse? Wie

gestaltet sich die Rotte des

Hauptamtes? Was bestimmen

die Satzungen und Geschäfts-

ordnungen? Erstmals beleuch-

tet jetzt ein torschungsprojekt

diese und viele andere Fragen

zu den Widerspruchsausschüs-

sen. Fast r.ooo Mitglieder der

Ausschüsse haben sich daran

beteitigt. Hier werden die

Ergebnisse vorgesteltt.

Die neuen Regetbedarfe für

Grundsicherungsempfänger

müssen für das Jahr zoq grund'

tegend neu ermittelt werden.

Das wäre eine Çhance, um auf

Lücken und Unl<larheiten bei der

bisherigen Regelbedarfsermitt'

[ung einzugehen. Doch diese

Chance wurde verpasst. Nach

einem konsistenten Berech-

nungsverfahren müssten z' B.

die Regetsätze für Alleinstehen-

de um r5r Euro höher sein.

VERTAGSMITTEITUNG

Liebe Leserin, lieber Leser,

aufgrund der Kostenentwick-

lung bei Verlag und Produk-

t¡onspartnern ist eine teichte

Anpassung der Bezugspreise

dieser Zeitschrift nötig. Dafür

bitten wir um lhrVerständnis.

Ab zotT kostet das lahres-
abonnement rz9,óo Euro.

i433 Annnrru Höuuo
Widerspruchsaussch üsse in der Sozialversic.herung

Forschun gsproiekt beteuchtet einen >blinden -Flecka-

inderSetbstverwaltung |: ì ' . '
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Größe, Beschlussfähigkeit, Besteltu ng,

hauptamtlicher Mitaibeiter/i n nen
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Was die Satzun gen der Sozialversicherun gstrliger
zu den Widerspruchsausschi¡ssen regeln
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Mitgliederstruktur, Arbeitsweise, Qualifi zierung

Ergebnisse der ersten umfassenden Befragung von

Widerspruchsaussch uss-M itgliedern

Recht 445 Fe lrx Werrt/MANUELA Flscnen

Widerspruchsverfahren und Soz¡algerichtsverfahren
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Widerspruchsausschüsse in der Sozialversicherung
Erste Erkenntn¡sse aus dem Forschungsproiekt
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Grundsicherung im Alter
Neue Freibeträge sollen nur für pr¡vate Vorsorge getten

Personatia
Aus der Gesetzgebung
Termine
N eue Arbeitsstättenverord nun g

Jöna R¡rrzre
Schlecker-Pleite und die Folgen für die Beschäftigten

Bitanzierung einer der größten lnsolvenzen
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Soziales 456 Wichtige (Grenz-)Werte und Rechengrößen

in der Sozialvers¡cherung (güttig ab tt.zoq)
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Neuermittlung der Regetbedarfe nach altem Muster

Regelbedarfe müssten eigentlich wesenttich höher ausfallen
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